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Caritasverband für die Erzdiözese Freiburg e.V.
Spendenfonds „Warmes Essen …“
z.Hd. Maria Habus
Alois-Eckert-Str. 6
79111 Freiburg


Antrag auf Zuschüsse aus dem Spendenfonds 2013-15
»Warmes Essen für jedes Kind«
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Beantragte Förderung (Euro): 	     

Grund der Förderung:

|_| 	Das Kind hat grundsätzlich Anspruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II, § 34 SGB XII oder § 6b BKKG, die jedoch nicht fristgerecht abgerufen wurden.

|_| 	Das Kind besucht einen Hort oder einen Hort an der Schule und hat Anspruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe (§ 28 SGB II, § 34 SGB XII oder § 6b BKKG). Seine Mehraufwendungen für die Mittagsverpflegung werden nach  § 77 Abs. 11 Satz 4 SGB II ab dem 1.1.2014 nicht mehr berücksichtigt.

[bookmark: Kontrollkästchen2]|_| 	Das Kind bzw. seine Familie befindet sich in einer vergleichbaren materiellen Situation. Bitte erläutern:
[bookmark: Text9]	     

Der Antragsteller kennt die „Richtlinien für die Vergabe von Mitteln aus dem Spendenfonds 2013-15 »Warmes Essen für jedes Kind«“ und verpflichtet sich zu deren Einhaltung.
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Verwendungszweck: 	Spendenfonds 2013-15 Warmes Essen
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Unterschrift ________________________________

Richtlinien zur Vergabe von Mitteln aus dem Spendenfonds 2013-15
»Warmes Essen für jedes Kind«



1. Bezuschusst werden Kosten für das Mittagessen bedürftiger Kinder, die an Angeboten der Schulkindbetreuung (Hort, Hort an der Schule, Verlässliche Grundschule, Flexible Nachmittagsbetreuung) teilnehmen.

2. Als bedürftig gelten
· Kinder, die grundsätzlich Anspruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe haben (§ 28 SGB II, § 34 SGB XII oder § 6b BKKG), die jedoch nicht fristgerecht abgerufen wurden, 
· Kinder, die in Horten und Horten an der Schule betreut werden, grundsätzlich Anspruch auf Leistungen für Bildung und Teilhabe haben (§ 28 SGB II, § 34 SGB XII oder § 6b BKKG) und deren Mehraufwendungen für die Mittagsverpflegung nach  § 77 Abs. 11 Satz 4 SGB II ab dem 1.1.2014 nicht mehr berücksichtigt werden, sowie
· Kinder, deren Familie sich in einer vergleichbaren materiellen Situation befindet.

3. Bezuschusst werden bereits verauslagte Kosten seitens des Antragstellers, sofern dieser für die Kosten des Mittagessens in Vorleistung getreten ist. Erstattet werden nur die tatsächlichen Auslagen, maximal jedoch 80.-€ pro Monat und Kind. Sobald Leistungen für Bildung und Teilhabe bezogen werden oder die Bedürftigkeit aus anderen Gründen nicht mehr besteht, endet die Bezuschussung aus dem Spendenfonds.

4. Der Spendenfond besteht bis 31.12.2015. Jeweils zum 31. Juli bzw. 31. Januar können Zuschussanträge für die im ersten bzw. zweiten Halbjahr eines Jahres verauslagten Kosten gestellt werden. 

5. Bei genügender Deckung des Fonds erfolgt eine vollständige Auszahlung der beantragten Gelder. Sollte die Antragsumme aller Antragsteller höher sein als das Fondsguthaben, erfolgt eine anteilige Auszahlung. Die Höhe der anteiligen Auszahlung bemisst sich dabei durch den Quotient von Fondsguthaben (Dividend) zur Gesamtsumme der beantragten Zuschüsse (Divisor).

6. Der Antragsteller verpflichtet sich, die notwendigen Unterlagen für beispielsweise eine steuerrechtliche Prüfung der Verwendung der Zuschüsse vorzuhalten. Dazu gehören die Prüfung und Dokumentation der Bedürftigkeit sowie die Dokumentation der Antragstellung und der Abwicklung der Bezuschussung. Die Aufbewahrungsfrist beträgt 10 Jahre. Die unsachgemäße Verwendung der Zuschüsse führt zur Rückzahlungsverpflichtung des Antragstellers.



Freiburg, 5. Mai 2014
